Absender

Datum

Regierungspräsidium Darmstadt

Abteilung Umwelt Frankfurt

Gutleutstr. 114

60327 Frankfurt/M

Achtung: Die Einwendung muss bis zum Dienstag, den 02.01.2007 bei der Behörde eingegangen sein – Ausschlußfrist!

Vorhaben der Infraserv GmbH & Co. Höchst KG für die wesentliche Änderung der Klärschlammverbrennungsanlage

Az. IV/F 42.2 – 100 h 12.05 – IS- KVA-14

Sehr geehrte Damen und Herren,

unter Berufung auf unsere Grundrechte auf Leben, Gesundheit, körperliche Unversehrtheit und Eigentum erheben wir die nachfolgenden Einwendungen gegenüber diesem Vorhaben.

Zum Sachverhalt:

Die Firma Infraserv plant, die Verbrennungskapazität ihrer unweit der bewohnten Gebiete von Frankfurt/M-Sindlingen bestehenden Klärschlammverbrennungsanlage von ursprünglich im Jahr 1991 genehmigten 130.000 Tonnen pro Jahr auf zukünftig 225.000 Tonnen pro Jahr zu erhöhen.

Ohne die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Nachbarschaft wurde die Verbrennungs-kapazität mit Genehmigung des RP Darmstadt im Jahr 2002 bereits auf 165.000 Jahrestonnen und im Jahr 2005 auf 190.000 Jahrestonnen erhöht.

Mit diesen Kapazitätserhöhungen direkt verbunden ist die Zulassung anderer Abfälle als Klärschlämme zur Verbrennung in dieser Anlage. Dies bedeutet, dass der Anteil der Klärschlämme stetig rückläufig ist und nun bei nur etwa 70% liegt. 

Einwendungen:

1. Ausweislich der Bezeichnung des Genehmigungsantrages in der amtlichen Bekanntmachung im Staatsanzeiger geht es in diesem Verfahren allein um die „Änderung einer Klärschlammverbrennungsanlage“. 

Eine Durchsicht der ausgelegten Unterlagen ergibt aber, dass es vorliegend nicht mehr um eine Klärschlammverbrennungsanlage, sondern um eine Verbrennungsanlage für besonders überwachungsbedürftige Abfälle geht. 

Vor diesem Hintergrund ist der falsche Antrag gestellt worden. Der Antrag ist dem Antragsteller zurück zu geben mit der Aufforderung, den richtigen Antrag zu stellen und die dazu passenden Unterlagen einzureichen.

2. Der Standort liegt zu nahe an den bewohnten Gebieten von Frankfurt/M-Sindlingen und verstößt damit gegen das aus § 50 BImSchG abzuleitende Trennungsgebot zwischen Wohn- und Industrienutzung. 

Nach dem anwendbaren Abstandserlass ist außerdem für Abfallverbrennungsanlagen ein Mindestabstand von 500 zur Wohnbebauung einzuhalten. Dieser Mindestabstand wird hier unterschritten, die bewohnten Bereiche von Sindlingen beginnen weniger als 300m von der Anlage entfernt.

3. Die Anlage liegt mitten im mit Luftschadstoffen hoch belasteten Ballungsraum. Der Luftreinhalteplan Rhein-Main fordert generell die Reduktion der Schadstoffbelastung. Dem widerspricht die Erhöhung der Verbrennungskapazität.

Bereits aktuell ist für NO2 der Jahresmittelwert der TA Luft im Bereich Sindlingen/Höchst überschritten. Ähnlich problematisch dürfte die Situation sich für Schwermetalle, Stäube (auch PM10) und Dioxine darstellen. Eine Erhöhung der Verbrennungskapazitäten ist deshalb aus lufthygienischen Gründen abzulehnen. Die Anlage ist angesichts der hohen Vorbelastung mit Luftschadstoffen wieder auf die ursprünglich genehmigten 130.000 Jahrestonnen zu begrenzen.

Die Behauptung des Antragstellers, das Rauchgasvolumina würde sich nicht erhöhen, ist nicht plausibel. Mit einer Erhöhung der Verbrennungsmenge erhöht sich auch die Rauchgasmenge sowie insbesondere die für die Anwohner belastend wirkende Schadstoffmenge (Fracht).

4. Es fehlt in den ausgelegten Unterlagen der projektbezogene Sicherheitsbericht. Dieser ist vom Antragsteller nachzufordern und dann öffentlich auszulegen. Ohne diesen Sicherheitsbericht kann seitens der Anwohner das Sicherheitsrisiko und das Störfallpotential der Anlage nicht eingeschätzt werden.  Es besteht stattdessen die Befürchtung, dass der Antragsteller etwas verheimlichen will.

5. Die beantragte Änderung ist eine wesentliche Änderung einer bestehenden Anlage und unterliegt der Pflicht zur Durchführung einer UVP da im Vergleich zu der ursprünglich genehmigten Anlagenkapazität von 130.000 Jahrestonnen nun mit einem erheblichen Anstieg der Schadstoffemissionen und anderer negativer Umweltauswirkungen zurechnen ist.

Mit den Antragsunterlagen wurde keine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgelegt. Diese ist vom Antragsteller nachzufordern und dann öffentlich auszulegen.

6. Von der Anlage gehen vor allem nachts zu hohe Lärmbelastungen aus.

7. In den ausgelegten Unterlagen fehlt ein Geruchsgutachten. Von der Verbrennungsanlage und den zugehörigen Nebenanlagen (z.B. dem Anlagenteil zum Lagern, Umschlagen und Mischen von Klärschlämmen und Abfällen) können aber erhebliche Geruchsemissionen ausgehen, die zu unzumutbaren Geruchsbelastungen in den angrenzenden Wohngebieten führen. Von Bewohnern aus Sindlingen sind entsprechende Beschwerden bekannt. 

Die ausgelegten Unterlagen sind zu diesem Thema unvollständig. Das Geruchsgutachten ist vom Antragsteller nachzufordern und dann öffentlich auszulegen.

8. Der gestellte Antrag ist zu unbestimmt. Den Unterlagen kann nicht eindeutig entnommen werden, um welche Art Verbrennungsanlage es sich handeln soll. Art, Umfang und Schadstoffbelastung der zu verbrennenden Stoffe ist nicht hinreichend genau definiert.

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift

